
Präsident:
Dr. Eckart John von Freyend
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland

Inhalt

Ausgabe 5
31. 1. 2013
39. Jahrgang

iw-dienst  Informationen aus dem
Institut der deutschen Wirtschaft Köln
www.iwkoeln.de

ISSN 0344-919X G 4120

Arbeitsmarkt. Länder wie Deutschland und Großbritannien haben einen re-
lativ großen Niedriglohnsektor – und nicht zuletzt deshalb weniger Arbeitslo-
se als andere Staaten. Im Umkehrschluss heißt das: Wer den Niedriglohnsektor 
zurückdrängt, riskiert Arbeitsplatzverluste.

Kombinate dichtmachen, weil sie 
sich nicht rentierten. Von 1991 bis 
zum Höchststand im Jahr 2003 war 
die Zahl der Arbeitslosen von 
800.000 auf 1,3 Millionen gestiegen. 
Heute indes sind weniger als 700.000 
Ostdeutsche ohne Job.

•	 In Westdeutschland war – mit 
wenigen Ausnahmen – die Arbeits-
losigkeit zuletzt im Jahr 1982 deut-
lich niedriger als heute.

2. Die Zahl der Erwerbstätigen hat 
2012 ein Allzeithoch erreicht. Mit 
41,6 Millionen hatten noch nie so 
viele Menschen einen Job wie im 
vergangenen Jahr. Dabei wuchs vor 
allem die sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung, die fast wieder 
den Stand von 1992 erreichte.

Insgesamt sind in den vergangenen 
zehn Jahren 1,4 Millionen neue Jobs 
entstanden; seit dem Beschäftigungs­
tiefpunkt im Jahr 2005 hat die Zahl 
der Stellen um 2,7 Millionen zugelegt.

Von dieser Entwicklung haben 
auch Geringqualifizierte profitiert. 
Sie hatten es in den vergangenen 
Jahren besonders schwer, eine An-
stellung zu finden, weil der tech-
nische Fortschritt manchen Arbeits-
platz gekostet hat und Unternehmen 
einfache Arbeiten zum Beispiel nach 
China oder Indien ausgelagert ha-
ben. Trotzdem gingen im Jahr 2011 
rund 57 Prozent der 25- bis 64-Jäh-
rigen ohne Berufsausbildung arbei-
ten – zehn Jahre vorher waren es nur 
53 Prozent.

Die verbesserten Berufschancen 
für Unqualifizierte, die größte 

Bildung. In der Gruppe 
der 35- bis 44-Jährigen 
gibt es mehr Bildungs-
aufsteiger als -absteiger. 
Das zeigt eine Studie 
des IW Köln.
Seite 3

Globale Investitionen. Im
Jahr 2012 wurden weltweit gut 
17 Billionen Dollar investiert. 
Dabei haben sich in den vergan-
genen Jahren die geografischen 
Schwerpunkte verschoben.	
Seiten 4-5

Notenbanken. Die Welt-
konjunktur hängt seit 2007 am
Tropf der Zentralbanken. Die hohe
Liquidität an den Märkten bringt
die Weltwirtschaft in eine Ab-
hängigkeit von billigem Geld. 	
Seite 6-7

Einkommenssteuer. Die FDP 
möchte die Steuerklasse V
abschaffen. Allerdings können 
deren mögliche Nachteile
bereits heute mit dem Faktor-
verfahren vermieden werden.	
Seite 8

Auch im vergangenen Jahr hat 
sich der deutsche Arbeitsmarkt po-
sitiv entwickelt – trotz eines nur 
mäßigen Wirtschaftswachstums:

1. Die Zahl der Arbeitslosen sank 
2012 auf 2,9 Millionen, das ist der 
niedrigste Stand seit 1991.

•	 In den neuen Bundesländern sind 
heute weniger Menschen arbeitslos 
als unmittelbar nach der Wende – 
seinerzeit mussten viele ehemalige 
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Jahresdurchschnitte; Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Weniger Hartz-IV-Empfänger
Erwerbsfähige Bezieher von Arbeitslosengeld II in Millionen
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Meist werden Arbeitskräfte, die 
keine oder die „falsche“ Ausbildung 
haben, jedoch schlecht bezahlt. Viele 
Politiker und Gewerkschaften wol­
len deshalb Mindeststandards für 
einfache und gering entlohnte Tätig­
keiten setzen, etwa gesetzliche Min­
destlöhne. Solche Maßnahmen mö­
gen gut gemeint sein, würden aber 
das Kind mit dem Bade ausschütten. 
Denn gerade die niedrig bezahlten 
Jobs machten zuletzt einen erheb­
lichen Teil des arbeitsmarktpoli­
tischen Erfolgs aus.

Von 1999 bis 2009 ist der Anteil 
der Geringverdiener an der Erwerbs-
bevölkerung von 10 auf 14 Prozent 
angestiegen.

Die Expansion des Niedriglohn­
sektors ging aber nicht zulasten der 
Normalverdiener. Deren Anteil an 
allen Beschäftigten ist von 1999 bis 
2009 sogar von 46 auf 48 Prozent 
gestiegen. Gering entlohnte Arbeits­
plätze sind vielmehr neue Arbeits­
plätze – und zwar für Menschen, die 
zuvor kaum Aussicht auf einen Job 
hatten. Rückläufig war deshalb nicht 
die Zahl der normalen Jobs, sondern 
der Anteil der Inaktiven:

Arbeitslose, Frührentner und 
Nichterwerbstätige machen heute nur 
noch 26 Prozent der 15- bis 64-Jäh-
rigen aus, 1999 betrug ihr Anteil 
immerhin 32 Prozent.

Dass Jobs mit kleinem Salär hel­
fen, die Arbeitslosigkeit in Schach 
zu halten, zeigt auch ein internatio­
naler Vergleich. In Deutschland und 
Großbritannien z. B. trifft ein hoher 
Anteil an Niedriglohnbeschäftigten 
auf einen kleinen Anteil an Nicht­
beschäftigten (Grafik). In den süd­
europäischen Krisenländern ist der 
Niedriglohnsektor kleiner – aber 
diejenigen, die dort nicht beschäftigt 
sind, finden sich überwiegend im 
Kreis der Arbeitslosen wieder.

dung ist in dieser Personengruppe 
mit 52 Prozent mehr als doppelt so 
hoch wie bei den anderen Arbeitslo­
sen. Zudem gibt es in dieser Gruppe 
besonders viele Langzeitarbeitslose. 
Somit sind fehlende oder im Laufe 
langer Arbeitslosigkeit verloren ge­
gangene Qualifikationen das Haupt­
hindernis für die Wiedereingliede­
rung in den Beruf.

Die naheliegende Konsequenz ist, 
durch Aus- und Weiterbildung die 
Qualifikationen zu verbessern. Das 
wird auch getan. Bei manchen Kan­
didaten nutzt aber selbst das nichts 
– sie schaffen einfach keinen Berufs­
abschluss. Ein gesunder Arbeits­
markt muss daher auch Beschäfti­
gungschancen für Geringqualifi­
zierte, also einfache Tätigkeiten, 
bereithalten.

Problemgruppe des Arbeits­
marktes, spiegeln sich auch in den 
Statistiken der Jobcenter wider. Seit 
2006 geht die Zahl der erwerbsfä­
higen Empfänger von Arbeitslosen­
geld II zurück (Grafik Seite 1).

Vollbeschäftigung ist in Deutsch­
land trotz aller Erfolge aber noch 
längst nicht erreicht. Denn dafür 
müsste die Arbeitslosenquote bei 
rund 4 Prozent liegen.

Um die Quote von derzeit 6,8 Pro-
zent auf 4 Prozent zu senken, müsste 
mindestens eine weitere Million Ar-
beitslose einen Job finden.

Das ist nicht ganz einfach, denn 
zwei Drittel aller Arbeitslosen sind 
Arbeitslosengeld-II-Bezieher. Zwar 
ist nicht jeder Hartz-IV-Empfänger 
geringqualifiziert. Aber der Anteil 
der Menschen ohne Berufsausbil­
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Geringverdiener: Bruttostundenlohn von weniger als zwei Dritteln des Medians;
Normalverdiener: Bruttostundenlohn von zwei Dritteln des Medians oder mehr; Ursprungsdaten: OECD

Arbeitsmarkt international: 
Großes Beschäftigungsgefälle
So viel Prozent der
Bevölkerung im Alter
von 15 bis 64 Jahren
waren 2010 ...

Schweiz

Dänemark

Österreich

Kanada

Deutschland

Vereinigtes Königreich

Portugal

USA

Belgien

Irland

Griechenland

Polen

Spanien

Italien

... Normalverdiener

... Geringverdiener

... Selbstständige und mithelfende Familienangehörige

... nicht beschäftigt

70 7 9 14

58 9 6 27

52 10 10 28

52 14 7 28

50 13 8 28

48 13 10 29

49 5 16 30

47 16 5 33

51 2 9 37

41 10 11 38

33 5 21 41

36 9 13 41

41 8 10 41

39 4 15 43



Gescheiter Nachwuchs

Bildung. In der Altersgruppe der 35- 
bis 44-Jährigen gibt es mehr Bildungs-
aufsteiger als Bildungsabsteiger. Zu 
diesem Ergebnis kommt das Institut der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW) in einer 
Studie zur Bildungsmobilität.

„Unsere Kinder sollen es einmal 
besser haben“ – das ist ein Herzens-
wunsch der meisten Eltern. Und 
zumindest in puncto Bildung geht 
dieser Wunsch auch oft in Erfüllung. 
Denn die Wahrscheinlichkeit, dass 
Kinder ihre Eltern im Bildungsni-
veau überflügeln, ist heute recht 
hoch (Grafik): 

Rund 31 Prozent der 35- bis 
44-Jährigen in Deutschland haben 
eine höhere Qualifikation als ihr Va-
ter. Einen höheren Bildungsabschluss 
als ihre Mutter erzielen sogar 44 
Prozent.

Fast die Hälfte der Erwachsenen 
erreicht dasselbe Bildungsniveau wie 
die Eltern. Bildungsabsteiger, also 
Männer und Frauen, die einen nied-
rigeren Abschluss als ihre Elternteile 
aufweisen, sind dagegen in der Min-
derheit: Unterhalb des väterlichen 
Niveaus bleiben hierzulande knapp 
20 Prozent, unterhalb des mütter-
lichen sogar nur 9 Prozent der Be-
völkerung.

Bildungssprünge über mehrere 
Stufen innerhalb zweier Generati-
onen sind dabei eher ungewöhnlich. 
So beendeten im Durchschnitt nur 7 
Prozent der 35- bis 44-Jährigen mit 
Vätern ohne Berufsabschluss erfolg-
reich ein Hochschulstudium. Und 
nur etwas mehr als 1 Prozent der 
Kinder, deren Väter Akademiker 
sind, hat keinen berufsqualifizie-
renden Abschluss.

Damit widerlegt die IW-Studie die 
Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) sowie andere Institutionen, 
die für die Bildungsmobilität in 
Deutschland ein sehr pessimistisches 
Bild zeichnen. So stellte die OECD-
Studie „Bildung auf  einen Blick 
2012“ im vergangenen Herbst fest, 
die Bundesrepublik produziere über 
die Generationen hinweg mehr Bil-
dungsabsteiger als -aufsteiger. Die-
ses Ergebnis ist vor allem darauf 
zurückzuführen, dass als Referenz 
für die Bildungskarrieren der Kinder 
nur das höchste Bildungsniveau der 
Eltern berücksichtigt wird:

Laut OECD liegt ein Bildungsab-
stieg bereits dann vor, wenn von zwei 
Kindern eines Paares, von dem einer 
einen beruflichen und der andere einen 
akademischen Abschluss hat, eines 
der Kinder eine Lehre macht.

Dass in Deutschland die Bil-
dungsaufsteiger überwiegen, ist ei-
gentlich naheliegend: Heute erreicht 
rund die Hälfte eines Altersjahr-
gangs die Hochschulreife – 1980 
waren es gerade mal 22 Prozent. 

Aufgrund dieser rasanten Bil-
dungsexpansion wird es auch in Zu-

kunft mehr Bildungsaufsteiger als 
-absteiger geben. Das liegt vor allem 
daran, dass sich die Rahmenbedin-
gungen für Kinder und Jugendliche 
in Deutschland in den vergangenen 
Jahren stark verbessert haben: Heut-
zutage besuchen fast alle Vorschul-
kinder einen Kindergarten und im-
mer mehr erhalten darüber hinaus 
eine frühkindliche Förderung.

Geld spielt übrigens beim Thema 
Bildung so gut wie keine Rolle. Ob 
jemand ein Gymnasium besucht, 
hängt nur in sehr wenigen Fällen 
vom Haushaltseinkommen ab. Einen 
signifikanten Einfluss auf die Schul-
wahl haben dagegen die Haushalts-
größe, die beruflichen Positionen der 
Eltern sowie deren Zukunftsorien-
tierung. Mit anderen Worten: Ob es 
der Nachwuchs einmal besser haben 
wird, hängt auch vom elterlichen 
Vorbild ab.
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im Vergleich zum Vater im Vergleich zur Mutter

Stand: 2009/2010; Ursprungsdaten: Nationales Bildungspanel

Mehr Bildungsaufsteiger als -absteiger
So viel Prozent der 35- bis 44-Jährigen in Deutschland 
haben im Vergleich zu ihren Eltern einen
     höheren bzw.      niedrigeren Bildungsabschluss       

9442031

Information

aus IW-Trends
1/2013

Mira Fischer, Wido Geis: Bestimmungsgrößen
der Bildungsmobilität in Deutschland

www.iwkoeln.de/trends

http://www.iwkoeln.de/de/studien/iw-trends/beitrag/103686
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Ursprungsdaten: Internationaler Währungsfonds

Die Welt investiert
Inländische Bruttoinvestitionen

2002
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in Milliarden Dollar in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

Industrieländer Schwellen- und
Entwicklungsländer
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Asien investiert 
sich an die  
Weltspitze

©
 F

ot
o:

 J
ul

ie
n 

Ei
ch

in
ge

r 
– 

Fo
to

lia
.c

om

©
 2

01
3 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

5

Asiatische Entwicklungsländer: Asien ohne Japan, Südkorea, Hongkong,
Taiwan, Singapur; Ursprungsdaten: Internationaler Währungsfonds

Asien baut auf
Inländische Bruttoinvestitionen in Milliarden Dollar

Veränderung zwischen 2002 und 2012

Asiatische
Entwicklungsländer

Industrieländer
ohne EU

Europäische
Union

Mittel- und
Südamerika

Naher Osten
und Nordafrika

Russland und ehemalige
Sowjetrepubliken

Mittel- und Osteuropa
ohne EU

Zentrales und
südliches Afrika

837

5.357

2002 2012

3.479

5.307

1.853

3.015

362

1.283

195

772

98

615

126
384

67
281

4.520

1.828

1.162

921 577 517 258 215
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Asiatische Entwicklungsländer: ohne Japan, Südkorea,
Hongkong, Taiwan, Singapur; Osteuropäische Transformations-
länder: Russland, ehemalige Sowjetrepubliken und Balkanstaaten
Ursprungsdaten: UNCTAD

Grenzüberschreitende Investitionen
der Unternehmen
Zuflüsse in Milliarden Dollar

Asiatische Entwicklungsländer

Europäische Union

Industrieländer ohne EU

Mittel- und Südamerika

100
312
131
58

11

15

425
421
327
217

92

43

2002 2011

Osteuropäische Transformations-
länder ohne EU
Afrika
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2012: größtenteils vorläufige Daten, 2013: Prognose;
Stand: Januar 2013; Länderauswahl; Quelle: Consensus Forecasts

Perspektiven 2013
E

I

NL

D

F

J

S

CH

UK

USA

CDN

N

-9,0 -6,2

2,5 0,5

0,9

0,61,3

0,71,8

7,33,3

3,34,7

7,05,7

-8,6 -2,7

-4,7 -1,9

-4,5-0,9

0,0-0,8

Veränderung der realen
Investitionen in Maschinen
und Anlagen gegenüber
Vorjahr in Prozent

2012
2013

3,4

Der Staat kümmert sich um neue Straßen und Eisenbahn-
linien, die Unternehmen um moderne Produktionsanlagen 
und Bürogebäude. Fasst man all diese Investitionsgüter  
zusammen, wurden im vergangenen Jahr weltweit gut  
17 Billionen Dollar investiert, gut 10 Billionen Dollar mehr 
als zehn Jahre zuvor. Seitdem haben sich auch die geogra-
fischen Schwerpunkte gewaltig verschoben. Entfielen im 
Jahr 2002 noch drei Viertel der weltweiten Investitionen 
auf die Industrieländer, hatten im vergangenen Jahr erst-
mals die Schwellen- und Entwicklungsländer die Nase vorn.
Besonders stark zulegen konnten die aufstrebenden  

asiatischen Volkswirtschaften einschließlich Chinas. In die-
ser Region wurden 2012 fast 5.400 Milliarden Dollar inves
tiert, gut sechsmal so viel wie zehn Jahre zuvor und – ge-
messen an der Wirtschaftsleistung – so viel wie nirgendwo 
sonst auf der Welt, nämlich 42 Prozent. Zudem profitiert 
Asien auch am meisten vom globalen Unternehmenskapi-
tal: Allein im Jahr 2011 investierten ausländische Firmen 
425 Milliarden Dollar in die asiatischen Newcomer, um dort 
zum Beispiel neue Produktionsstandorte zu errichten oder 
sich an heimischen Betrieben zu beteiligen.
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Asiatische Entwicklungsländer: Asien ohne Japan, Südkorea, Hongkong,
Taiwan, Singapur; Ursprungsdaten: Internationaler Währungsfonds

Asien baut auf
Inländische Bruttoinvestitionen in Milliarden Dollar

Veränderung zwischen 2002 und 2012

Asiatische
Entwicklungsländer

Industrieländer
ohne EU

Europäische
Union

Mittel- und
Südamerika

Naher Osten
und Nordafrika

Russland und ehemalige
Sowjetrepubliken

Mittel- und Osteuropa
ohne EU

Zentrales und
südliches Afrika

837

5.357

2002 2012

3.479

5.307

1.853

3.015

362

1.283

195

772

98

615

126
384

67
281

4.520

1.828

1.162

921 577 517 258 215
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Asiatische Entwicklungsländer: Asien ohne Japan,
Südkorea, Hongkong, Taiwan, Singapur
Ursprungsdaten: Internationaler Währungsfonds

Entwicklungsländer legen sich ins Zeug
Anteil der inländischen Bruttoinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt
in Prozent

Asiatische Entwicklungsländer

Naher Osten und Nordafrika

Zentrales und südliches Afrika

Mittel- und Südamerika

Mittel- und Osteuropa ohne EU

Industrieländer ohne EU

Europäische Union

31

24

21

20

20

20

20

20

42

26

24

22

22

21

19

18

2002 2012

Russland und ehemalige
Sowjetrepubliken
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Noch wird diese Ausdehnung der 
Geldmenge zwar dadurch kompen-
siert, dass sich die Banken im Euro-
raum mit der eigenen Kreditvergabe 
sehr zurückhalten, sodass die Infla-
tionsgefahren bislang gering sind. 
Gleichwohl hat die EZB ihre Bilanz-
summe mit dieser Strategie auf ein 
nie dagewesenes Niveau hochge-
schraubt – und entsprechend groß 
ist die Fallhöhe (Grafik):

Die Bilanzsumme der EZB ist seit 
2007 um mehr als die Hälfte gestiegen 
und beträgt derzeit mehr als 3 Billi-
onen Euro – das entspricht rund 30 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
der Euroländer.

Federal Reserve System (Fed). In 
den USA steht der Leitzins seit 2009 
bei 0,25 Prozent. Im selben Jahr 
stützte die Fed die heimische Wirt-
schaft mit dem Kauf von Anleihen 
für mehr als 1 Billion Dollar, 2010 
kamen noch einmal 600 Milliarden 
Dollar hinzu. Im Jahr 2011 folgte die 
„Operation Twist“, bei der die ame-
rikanische Notenbank Staatsanlei-

verzweifelten – Aktionen der Noten-
banken in den vergangenen Jahren:

Europäische Zentralbank (EZB). 
Die entscheidenden Worte fielen am 
6. September 2012. „Der Euro ist 
unumkehrbar“, sagte EZB-Präsident 
Mario Draghi und kündigte an, die 
EZB werde den krisengeschüttelten 
Eurostaaten helfen, indem sie erneut 
bereitsteht, deren Staatsanleihen 
aufzukaufen – dieses Mal aber „un-
begrenzt“.

Ebenfalls „unbegrenzt“ war zur 
Jahreswende 2011/2012 das Angebot 
der Europäischen Zentralbank, die 
Geschäftsbanken mit dreijährigen 
Krediten zu versorgen und dafür 
kaum Zinsen zu verlangen – ein 
Schnäppchen, das die Banken im 
Umfang von 1 Billion Euro ange-
nommen haben.

Notenbanken. Seit der Finanzkrise im Jahr 2007 hängt die Weltkonjunktur 
am Tropf der Zentralbanken. EZB, Fed und Co. überfluten die Märkte förmlich 
mit Liquidität. Das birgt nicht nur die Gefahr ausufernder Inflationsraten, 
sondern bringt die Weltwirtschaft auch in bedrohliche Abhängigkeit von billi-
gem Geld.

Weil die weltweite Finanzkrise 
unmittelbar in eine Wirtschaftskrise 
überging und in Europa zudem in 
eine Schuldenkrise mündete, strapa-
zierten die großen Notenbanken ihr 
wichtigstes geldpolitisches Instru-
ment (Kasten) so stark wie nie zuvor: 
Sowohl die US-Notenbank, die Fed, 
als auch ihr europäisches Pendant, 
die EZB, senkten ihre Leitzinsen auf 
nahe null Prozent. Weil weniger 
kaum geht, auf jeden Fall aber keine 
Wirkung mehr hätte, sind die No-
tenbanken inzwischen auf eine eher 
umstrittene Alternative umgestie-
gen: Beim sogenannten Quantitative 
Easing wird die Geldmenge dadurch 
ausgeweitet, dass die Notenbanken 
in großem Stil Staatspapiere, Unter-
nehmensanleihen und Aktien kau-
fen. Ein Überblick über die – fast 

Die große Flut

Was Zentralbanken tun
Eine Zentralbank ist die geld- und währungspolitische 
Institution in einem Staat oder – wie die Europäische 
Zentralbank – in einem Währungsraum. Weil Zentral-
banken das Recht haben, Banknoten herauszugeben, 
werden sie auch Notenbanken genannt. Zu den wich-
tigsten Aufgaben einer Zentralbank gehört es, den 
Zahlungsverkehr einer Volkswirtschaft sicherzustellen 
sowie die Geschäftsbanken zu finanzieren – und dabei 
das Preisniveau und den Wert des Geldes stabil zu 
halten. In den USA verfolgt die Zentralbank auch wirt-
schaftspolitische Ziele. Das wichtigste Instrumentarium 
einer Notenbank ist die Steuerung der Zinshöhe und der 
Geldmenge. Der wohl größte Unterschied zwischen den 
einzelnen Zentralbanken ist der Grad ihrer politischen 
Abhängigkeit.
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Europäische
Zentralbank

Preisstabilität

Federal Reserve
System

Hoher Beschäfti-
gungsstand

Bank
of Japan

Preisstabilität

Geldpolitik der Euro-
päischen Union fest-
legen und durchführen 
Devisengeschäfte
durchführen
Währungsreserven
der Mitgliedsstaaten
verwalten
Reibungsloses Funktio-
nieren der Zahlungs-
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zumindest mittelfristig erhebliche 
Risiken. Weil das Geld irgendwo 
hinmuss, drohen gefährliche Speku-
lationsblasen auf den Aktien- und 
Rohstoffmärkten. Zudem binden 
sich die Zentralbanken durch den 
Kauf  von Staatsanleihen immer 
mehr an die Politik und setzen ihre 
Unabhängigkeit aufs Spiel.

Nicht minder bedrohlich ist die 
Gefahr eines „Währungskriegs“. 
Denn die stetige Zunahme von billi-
gem Zentralbankgeld verringert in 
den jeweiligen Volkswirtschaften den 
Wert der heimischen Währung – das 
wiederum verbessert zwar die Wett-
bewerbsfähigkeit der Exportwirt-
schaft, kann aber auch einen rui-
nösen Unterbietungswettbewerb der 
Zentralbanken in Gang setzen. Die 
Notenbanker sind deshalb gut bera-
ten, sich zu überlegen, wie sie die 
gewaltigen Geldmengen über kurz 
oder lang von den Märkten nehmen.

damit die Inflation endlich wieder 
auf 2 Prozent steigt und so die Läh-
mung der Wirtschaft durch sinkende 
Preise beendet.

Im September 2012 hatte die ja-
panische Zentralbank bereits zum 
dritten Mal innerhalb von nur vier 
Monaten den Geldhahn aufgedreht 
und ihr milliardenschweres Anlei-
hen-Kaufprogramm zur Stützung 
der Wirtschaft um weitere 10 Billi-
onen Yen erhöht – auf 101 Billionen 
Yen, das sind umgerechnet mehr als 
900 Milliarden Euro.

Schafft Japan mit diesen drasti-
schen Maßnahmen die Kehrtwende 
nicht, droht der Welt die größte 
Schuldenkrise der Geschichte. Denn 
mit einer Staatsverschuldung von 
rund 245 Prozent des Bruttoinlands-
produkts steckt Japan so tief  in den 
Miesen wie kaum ein anderes Land.

Die gewaltigen Liquiditätssprit-
zen in den Industrieländern bergen 

hen im Wert von 400 Milliarden 
Dollar erwarb. Im vergangenen Jahr 
wurde dann beschlossen, für 45 Mil-
liarden Dollar Staatsanleihen und 
für 40 Milliarden Dollar hypothe-
kenbesicherte Anleihen aufzukaufen 
– und zwar jeden Monat.

Die amerikanische Notenbank hat 
mittlerweile rund 15 Prozent der 
Staatsschulden der USA in ihren Bü-
chern stehen. Zum Vergleich: In Ja-
pan sind es 11 Prozent und in Europa 
7 Prozent.

Bank of Japan. Zinssenkungen 
sind für die japanische Notenbank 
bereits lange ein stumpfes Schwert, 
denn in Japan liegt der Leitzins 
schon seit mehr als einem Jahrzehnt 
unter 1 Prozent. Da Japan praktisch 
seit 20 Jahren in der Krise steckt und 
unter einer Deflation leidet, will der 
neue Premier Shinzo Abe die japa-
nische Notenbank zwingen, japa-
nische Staatsanleihen zu kaufen – 
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2012: Stand September 2012; die Summe wurde zum jeweiligen
aktuellen Wechselkurs umgerechnet; Quelle: Bloomberg
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Die Gelddruckmaschinen
Bilanzsumme der Zentralbanken jeweils zum Jahresende in Milliarden Euro

2002

1.003

2003

973

2004

1.039

2005

1.115

2006

735

2007

683

2008

969

2009

920

2010

1.186

2011

1.435

2012

1.500

833 835 884 1.038 1.151
1.501

2.044
1.853 2.004

2.736
3.082

Federal Reserve 
System (USA)

699 613 600 718 662 613

1.622 1.561
1.811

2.259 2.182
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Einkommenssteuer. Die FDP möchte 
die Steuerklasse V abschaffen, um den 
monatlichen Abzug bei der Besteue-
rung von Ehegatten nicht zu hoch 
ausfallen zu lassen. Allerdings gibt es 
mit dem Faktorverfahren bereits jetzt 
einen Weg, die möglichen Nachteile 
dieser Steuerklasse zu vermeiden.

Die Freien Demokraten argumen-
tieren vor allem psychologisch – ge-
rade verheiratete Frauen würden 
durch den hohen monatlichen Lohn-
steuerabzug in der Steuerklasse V 
demotiviert, einen Job anzunehmen. 
Um steuerliche Alternativen beur-
teilen zu können, muss man wissen: 
Bei der Zusammenveranlagung von 
Ehepartnern ergibt sich die Steuer-
belastung letztlich aus dem gemein-
samen Jahreseinkommen – unabhän-
gig von der gewählten Steuerklasse.

Auf dem Weg dorthin, also bei 
den monatlichen Abzügen, sind die 
Unterschiede allerdings groß. Wäh-
len Ehepartner die Steuerklassen-

Kombination III/V, ist zwar der mo-
natliche Lohnsteuerabzug eher ge-
ring – dafür muss das Paar am Jah-
resende aber eventuell sogar Steuern 
nachzahlen. Für den Partner mit 
dem kleineren Verdienst – meist ist 
das die Frau – fällt der Abzug zudem 
sehr hoch aus. Ein Beispiel (Grafik):

Bei einem monatlichen Bruttoein­
kommen von 1.700 Euro zahlt der 
geringer verdienende Ehepartner in 
der Klasse V 354 Euro Lohnsteuer, in 
der Klasse IV dagegen nur 154 Euro.

Ein weiteres Problem der Klasse 
III/V tritt auf, wenn es um Leistun-
gen wie Arbeitslosen- oder Eltern-
geld geht. Denn deren Höhe richtet 
sich nach dem vorherigen Nettoein-
kommen – das aufgrund des Steuer
abzugs in der Klasse V eben wesent-
lich niedriger ist als in Klasse IV.

Doch auch die Veranlagung nach 
Klasse IV/IV ist für das Ehepaar auf 
den ersten Blick nicht besonders 

attraktiv: Hier fallen monatlich 
deutlich mehr Steuern an – die Ehe-
gatten gewähren dem Finanzamt 
quasi ein zinsloses Darlehen und 
erhalten die zu viel gezahlte Steuer 
erst mit dem Jahresausgleich zurück. 
Seit 2010 gibt es aber eine Möglich-
keit, diese Wartezeit zu vermeiden:

In der Steuerklasse IV können 
beide Partner schon beim Lohnsteuer­
abzug das Ehegattensplitting berück­
sichtigen lassen – durch das sogenann­
te Faktorverfahren.

Dabei wird aufgrund des zu er-
wartenden gemeinsamen Einkom-
mens der steuermindernde Effekt 
des Splittingverfahrens auf die jewei-
ligen Verdienste der Ehepartner ver-
teilt. Sofern sich ihre Einkommen 
nicht verändern, stehen dann am 
Jahresende weder eine Nachzahlung 
noch eine Steuererstattung an.
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Quelle: Bundesfinanzministerium

Einkommenssteuer: Die Vorteile des Faktorverfahrens
Beim Faktorverfahren wählen Ehegatten die Steuerklasse IV/IV, lassen aber bereits beim
monatlichen Abzug das Ehegattensplitting berücksichtigen. Dann entsprechen die Lohn-
steuerabzüge insgesamt genau dem, was das Finanzamt bei der jährlichen Einkommens-
steuerveranlagung ansetzt. Ohne Faktorverfahren müsste das Ehepaar in der Steuerklasse
IV/IV auf die Erstattung der zu viel gezahlten Lohnsteuer warten, in der Steuerklasse III/V
müsste es dagegen Steuern nachzahlen.

Ehegatte A

Brutto-
einkommen

Steuerklasse
III/V

Steuerklasse
IV/IV

Steuerklasse
IV/IV mit Faktor-
verfahren

Vorausgezahlte Lohnsteuer

Veranlagte Lohnsteuer

Ehegatte B
Zusammen

pro Jahr

3.000
1.700
4.700

56.400

246
354
600

7.418

483
154
636

7.418

469
149
618

7.418

in Euro
pro Monat

Die Lösung 
ist schon da

Dieser Ausgabe liegt unsere Veröffentlichung
„Wirtschaft und Unterricht“ bei.


